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Madrider Abkommen 
über die internationale Registrierung 

von Marken 
vom 14. April 1891, 

revidiert in BRÜSSEL am 14. Dezember 1900, 
in WASHINGTON am 2. Juni 1911, 

im HAAG am 6. November 1925, 
in LONDON am 2. Juni 1934, 
in NIZZA am 15. Juni 1957 

und in STOCKHOLM am 14. Juli 1967

Artikel 1

(1) Die Länder, auf die dieses Abkommen Anwendung 
findet, bilden einen besonderen Verband für die inter­
nationale Registrierung von Marken.

(2) Die Angehörigen eines jeden der Vertragsländer 
können sich in allen übrigen Vertragsländem dieses 
Abkommens den Schutz ihrer im Ursprungsland für 
Waren oder Dienstleistungen eingetragenen Marken 
dadurch sichern, daß sie diese Marken durch Vermitt­
lung der Behörde des Ursprungslandes bei dem im 
Übereinkommen zur Errichtung der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum (im folgenden als „die Organi­
sation“ bezeichnet) vorgesehenen Internationalen Büro 
für geistiges Eigentum (im folgenden als „das Interna­
tionale Büro“ bezeichnet) hinterlegen.

(3) Als Ursprungsland wird das Land des besonderen 
Verbandes angesehen, in dem der Hinterleger eine tat­
sächliche und nicht nur zum Schein bestehende gewerb­
liche oder Handelsniederlassung hat; wenn er eine 
solche Niederlassung in einem Land des besonderen 
Verbandes nicht hat, das Land des besonderen Verban­
des, in dem er seinen Wohnsitz hat; wenn er keinen 
Wohnsitz innerhalb des besonderen Verbandes hat, das 
Land seiner Staatsangehörigkeit, sofern er Angehöriger 
eines Landes des besonderen Verbandes ist.

Artikel 2
Den Angehörigen der Vertragsländer sind gleich­

gestellt die Angehörigen der diesem Abkommen nicht 
beigetretenen Länder, die im Gebiet des durch dieses 
Abkommen gebildeten besonderen Verbandes den durch 
Artikel 3 der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums festgesetzten Bedin­
gungen genügen.

Artikel 3
(1) Jedes Gesuch um internationale Registrierung ist 

auf dem von der Ausführungsordnung vorgeschriebe­
nen Formular einzureichen; die Behörde des Ur­
sprungslandes der Marke bescheinigt, daß die Angaben 
in diesem Gesuch denen des nationalen Registers ent­
sprechen, und gibt die Daten und Nummern der Hinter­
legung und der Eintragung der Marke im Ursprungs­
land sowie das Datum des Gesuchs um internationale 
Registrierung an.

(2) Der Hinterleger hat -die Waren oder Dienstleistun-. 
gen, für die der Schutz der Marke beansprucht wird, 
anzugeben sowie, wenn möglich, die Klasse oder die 
Klassen entsprechend der Klassifikation, die durch das 
Abkommen von Nizza über die Internationale Klassifi­
kation von Waren und Dienstleistungen für die Eintra­
gung von Marken festgelegt worden ist. Macht der Hin­
terleger diese Angabe nicht, so ordnet das Internatio­
nale Büro die Waren oder Dienstleistungen in die ent­

sprechenden Klassen der erwähnten Klassifikation ein. 
Die vom Hinterleger angegebene Einordnung unterliegt 
der Prüfung durch das Internationale Büro, das hierbei 
im Einvernehmen mit der nationalen Behörde vorgeht. 
Im Fall einer Meinungsverschiedenheit zwischen der 
nationalen Behörde und dem Internationalen Büro ist 
die Ansicht des letzteren maßgebend.

(3) Beansprucht der Hinterleger die Farbe als unter­
scheidendes Merkmal seiner Marke, so ist er verpflich­
tet:

1. dies ausdrücklich zu erklären und seiner Hinter­
legung einen Vermerk beizufügen, der die bean­
spruchte Farbe oder Farbenzusammenstellung an­
gibt;

2. seinem Gesuch farbige Darstellungen der Marke 
beizulegen, die den Mitteilungen des Internatio­
nalen Büros beigefügt werden. Die Anzahl dieser 
Darstellungen wird durch die Ausführungsordnung 
bestimmt.

(4) Das Internationale Büro trägt die gemäß Artikel 1 
hinterlegten Marken sogleich in ein Register ein. Die 
Registrierung erhält das Datum des Gesuchs um inter­
nationale Registrierung im Ursprungsland, sofern das 
Gesuch beim Internationalen Büro innerhalb von 
zwei Monaten nach diesem Zeitpunkt eingegangen ist. 
Ist das Gesuch nicht innerhalb dieser Frist eingegangen, 
so trägt das Internationale Büro es mit dem Datum ein, 
an dem es bei ihm eingegangen ist. Das Internationale 
Büro zeigt diese Registrierung unverzüglich den betei­
ligten Behörden an. Die registrierten Marken werden 
in einem regelmäßig erscheinenden, vom Internatio­
nalen Büro herausgegebenen Blatt unter Verwendung 
der in dem Registrierungsgesuch enthaltenen Angaben 
veröffentlicht. Hinsichtlich der Marken, die einen bild­
lichen Bestandteil oder eine besondere Schriftform ent­
halten, bestimmt die Ausführungsordnung, ob der .Hin­
terleger einen Druckstock einzureichen hat.

(5) Um die registrierten Marken in den Vertragslän­
dem zur allgemeinen Kenntnis zu bringen, erhält jede 
Behörde vom Internationalen Büro eine Anzahl von 
Stücken der genannten Veröffentlichung unentgeltlich 
sowie eine Anzahl von Stücken zu ermäßigtem Preis 
im Verhältnis zur Zahl der in Artikel 16 Absatz (4) 
Buchstabe a) der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums genannten Einhei­
ten und zu den von der Ausführungsordnung festgeleg­
ten Bedingungen. Diese Bekanntgabe ist in allen Ver­
tragsländem als vollkommen ausreichend anzusehen; 
eine weitere darf vom Hinterleger nicht gefordert wer­
den.

Artikel 3bls

(1) Jedes Vertragsland kann jederzeit dem General­
direktor der Organisation (im folgenden als „der Gene­
raldirektor“ bezeichnet) schriftlich notifizieren, daß sich 
der Schutz aus der internationalen Registrierung auf 
dieses Land nur dann erstreckt, wenn der Inhaber der 
Marke es ausdrücklich beantragt.

(2) Diese Notifikation wird erst sechs Monate nach 
dem Zeitpunkt ihrer Mitteilung durch den General­
direktor an die anderen Vertragsländer wirksam.

Artikel 3‘er

(1) Das Gesuch um Ausdehnung des Schutzes aus der 
internationalen Registrierung auf ein Land, das von der 
durch Artikel 3Ms geschaffenen Befugnis Gebrauch


